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Kontoführung – Pfändungsschutzkonto – Monats
anfangsproblematik – Auszahlungssperre
Ein Guthaben auf einem Pfändungsschutzkonto im Sinne von § 850k ZPO in der bis zum 
30. November 2021 geltenden Fassung (künftig: a.F.) unterliegt nicht der Auszahlungssperre 
des § 835 Abs. 4 Satz 1 ZPO a.F., wenn und soweit im Zeitpunkt der Gutschrift dieses Gut­
habens der für den laufenden Monat zur Verfügung stehende Freibetrag nach § 850k Abs. 1 
Satz 1 ZPO a. F. noch nicht durch andere Gutschriften ausgeschöpft ist.

(BGH, Urt. v. 20.9.2022, AZ. XI ZR 5/21) 

In dem der Entscheidung des BGH zugrundelie-
genden Fall hatte der Kläger bei der beklagten 
Sparkasse ein Pfändungsschutzkonto unter-
halten, dessen Guthaben durch mehrere Pfän-
dungs- und Überweisungsbeschlüsse zuguns-
ten verschiedener Gläubiger gepfändet war. 
In der Folgezeit wurden dem Konto jeweils am 
Monatsende Sozialleistungen in einer jeweils 
unterhalb des Pfändungsfreibetrags des Klä-
gers liegenden Höhe gutgeschrieben, die für die 
Miete der Wohnung des Klägers für den jeweili-
gen Folgemonat bestimmt waren. Nachdem die 
beklagte Sparkasse den Pfändungsfreibetrag 
des Klägers übersteigende von ihm nicht ver-
brauchte Guthabensbeträge an dessen Pfän-
dungsgläubiger ausgekehrt hatte, begehrte der 
Kläger deren Erstattung.

Entgegen der Auffassung des Berufungsge-
richts kam der BGH zu der Auffassung, dass ein 
Erstattungsanspruch des Klägers aus § 675u 
S. 2 BGB gemäß § 676c Nr. 2 BGB ausgeschlos-
sen sei. In seiner Urteilsbegründung klärte der 
BGH die in Rechtsprechung und Literatur seit lan-
gem streitige Frage, ob die Auszahlungssperre 
des § 835 Abs. 4 Satz 1 ZPO a. F. (= § 900 Abs. 
1 Satz 1 ZPO n. F.), wonach der Drittschuldner 
bei einer Pfändung künftigen Guthabens auf 
einem P-Konto eingehende Beträge erst nach 
Ablauf des nächsten auf die Gutschrift folgen-
den Kalendermonats an den Gläubiger leisten 
darf, sämtliche Gutschriften im Monat des Zah-
lungseingangs erfasse oder nur für solche Gut-
schriften gelte, die ein oberhalb des Pfändungs-
freibetrags für den laufenden Monat liegendes 
Guthaben begründen, das deshalb ohne den 

Schutz des § 835 Abs. 4 Satz 1 ZPO a.  F. (= 
§ 900 Abs. 1 Satz 1 ZPO n. F.) tatsächlich ganz 
oder teilweise von der Pfändung erfasst würde, 
in letzterem Sinne.
Aus der Gesetzessystematik sowie Sinn und 
Zweck der Regelung ergebe sich, dass § 835 
Abs. 4 Satz 1 ZPO a. F. (= § 900 Abs. 1 Satz 1 
ZPO n. F.) dann anwendbar sei, wenn und soweit 
im Zeitpunkt des Zahlungseingangs der für den 
laufenden Monat geltende Pfändungsfreibetrag 
des Schuldners noch nicht durch andere Gut-
schriften ausgeschöpft sei. Zentrales Ziel der 
Einführung der Auszahlungssperre des § 835 
Abs. 4 Satz 1 ZPO a. F. i. V. m. § 850k Abs. 1 
Satz 2 ZPO a.F. sei es gewesen, das sogenann-
te „Monatsanfangsproblem“ zu lösen und zu 
verhindern, dass insbesondere am Monatsende 
auf einem P-Konto eingehende Sozialleistun-
gen, die zum Bestreiten des Lebensunterhalts 
im Folgemonat bestimmt sind, der Pfändung 
unterfallen, wenn im Zeitpunkt der Gutschrift 
der monatliche Freibetrag bereits ausgeschöpft 
ist, folglich eine Auskehr an den Pfändungs-
gläubiger erfolgen müsste und dem Schuldner 
im Folgemonat dann kein Guthaben und damit 
faktisch auch nicht der (neue) Freibetrag des 
Folgemonats zur Verfügung stünde. Das Risiko 
einer solchen Auszahlung an den Pfändungs-
gläubiger bestehe dann aber nicht, sofern die in 
Rede stehende Gutschrift den Sockelfreibetrag 
nicht übersteigt, da eine solche Gutschrift be-
reits durch § 850k Abs. 1 Satz 1, 2. HS und Satz 
3 ZPO a. F. (= § 899 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 ZPO 
n. F.) in dem Monat der Gutschrift (und, sofern 
der Schuldner über das entsprechende Gutha-
ben nicht verfügt hat, auch im Folgemonat) von 

››
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der Pfändung ausgenommen sei. Insofern be-
stehe kein Bedürfnis, den Schuldner zusätzlich 
durch die Auszahlungssperre des § 835 Abs. 4 
Satz 1 ZPO a. F. (= § 900 Abs. 1 Satz 1 ZPO 
n. F.) vor einer Leistung aus diesem Guthaben 
an den Pfändungsgläubiger zu schützen. Mit 
§ 850k Abs. 1 Satz 2 ZPO a. F. sollte nur klarge-
stellt werden, dass sich das pfändungsfreie Gut-
haben auch aus Guthaben speisen kann, das 
aufgrund der Sperrfrist des § 835 Abs. 4 Satz 1 
ZPO a.F. noch nicht an den Pfändungsgläubiger 
ausgezahlt worden ist, mit der Folge, dass das 
zurückgehaltene Guthaben in Höhe des indivi-
duellen monatlichen Freibetrags mit Beginn des 
neuen Monats nicht von der Pfändung erfasst 
wird (und, soweit es in diesem neuen Monat 
nicht verbraucht worden ist, ggf. gemäß § 850k 
Abs. 1 Satz 3 ZPO a. F. in den nächsten Monat 

übertragen werden kann). Dagegen verändere 
die besagte Zurechnung von Einkünften des 
Vormonats zu dem Guthaben, aus dem im Fol-
gemonat in Höhe des Freibetrags verfügt wer-
den kann, nicht den dem Schuldner monatlich 
zustehenden Freibetrag und ermögliche des-
halb weder ein Ansparen von Guthaben über 
diesen Freibetrag hinaus, noch eine zweimalige 
Anwendung der vom Gesetzgeber nur einmalig 
vorgesehenen Übertragungsmöglichkeit.
Soweit das Urteil des Bundesgerichtshofs vom 
4.12.2014 (WM 2015, 177) dahingehend ver-
standen werden könnte, dass die Ausschöpfung 
des Freibetrags keine Anwendungsvorausset-
zung des § 835 Abs. 4 Satz 1 ZPO a. F. sei, wer-
de daran nicht weiter festgehalten. 

Dr. Michael Brass, UniCredit Bank AG
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Zivilrecht – Zugang einer E-Mail im unternehmerischen 
Geschäftsverkehr
Wird eine E-Mail im unternehmerischen Geschäftsverkehr innerhalb der üblichen Geschäfts­
zeiten auf dem Mailserver des Empfängers abrufbereit zur Verfügung gestellt, ist sie dem 
Empfänger grundsätzlich in diesem Zeitpunkt zugegangen. Dass die E-Mail tatsächlich abge­
rufen und zur Kenntnis genommen wird, ist für den Zugang nicht erforderlich.

(BGH, Urt. v. 6.10.2022, Az. VII ZR 895/21, BB 2022, S. 2637 ff.)

Dem Urteil des BGH lag folgender Sachverhalt 
zu Grunde: Die Beklagte beauftragte die Kläge-
rin, ein Bauunternehmen, mit der Erbringung von 
Metallbau- und Fassadenbegrünungsarbeiten. 
Nach Ausführung der Arbeiten stritten die Partei-
en über Kürzungen, die die Beklagte gegenüber 
der Klägerin erklärte. Nach Ansicht der Beklag-
ten belief sich die Schlussrechnung auf einen 
Betrag in Höhe von 14.538,36 €. Dieser Schluss-
rechnung widersprach die Klägerin und forderte 
ihrerseits die Beklagte zu einer weiteren Zahlung 
von 14.347,23 € nebst Anwaltskosten in Höhe 
von 1.029,35 € auf. Mit E-Mail des anwaltlichen 
Vertreters der Klägerin vom 14. Dezember 2018, 
9:19 Uhr erklärte die Klägerin, dass sich die For-
derung aus der Schlussrechnung mit Ausnahme 
eines Sicherheitseinbehalts noch auf 14.347,23 
€ belaufe. Ferner sei der geltend gemachte Ver-
zugsschaden in Höhe der Anwaltskosten zahlbar 
und fällig. Eine weitere Forderung werde nicht 
erhoben. Mit E-Mail vom 14. Dezember 2018, 
9:56 Uhr erklärten die anwaltlichen Vertreter der 
Klägerin gegenüber der Beklagten, dass eine ab-
schließende Prüfung der Forderungshöhe durch 
die Klägerin noch nicht erfolgt sei und die E-Mail 
um 9:19 Uhr unberücksichtigt bleiben müsse. Mit 
Rechnung vom 17. Dezember 2018 verlangte die 
Klägerin von der Beklagten 22.173,17 €. Am 21. 
Dezember 2018 überwies die Klägerin 14.347,23 
€ auf die Hauptforderung und weitere 1.029,35 € 
auf die Rechtsanwaltskosten. 

Die Klage, mit der die Klägerin den Differenz-
betrag in Höhe von 7.825,94 € (22.173,17 € 
- 14.347,23 €) geltend machte, wies das Land-
gericht ab. Die Berufung hatte ebenso keinen Er-
folg. Schließlich wies der BGH die Revision der 
Klägerin zurück. 

Nach Ansicht des BGH sei zwischen den Parteien 
ein Vergleich nach § 779 BGB zustande gekom-
men mit der Folge, dass darüberhinausgehende 
Werklohnansprüche der Klägerin gegenüber der 
Beklagten nicht gegeben seien. Mit E-Mail vom 
14. Dezember, 9:19 Uhr habe die Klägerin ein 
wirksames Angebot auf Abschluss eines Ver-
gleichs nach § 779 BGB abgegeben. Inhalt die-
ses Vergleichsangebots sei, dass keine weiteren 
Forderungen erhoben werden würden, wenn die 
Beklagte den restlichen Werklohn in Höhe von 
14.347,23 € und den Verzugsschaden in Höhe 
der Rechtsanwaltskosten zahlt. Die Beklagte 
habe ihrerseits das Angebot durch Zahlung von 
insgesamt 15.376,58 € nach § 147 Abs. 2 BGB 
angenommen. Die Klägerin sei an das Angebot 
gemäß § 145 BGB gebunden und konnte das An-
gebot nicht durch E-Mail vom 14. Dezember, 9:56 
Uhr widerrufen. Ein Widerruf eines Angebots ist 
nach § 130 Abs. 1 S. 2 BGB nur wirksam, wenn 
der Widerruf dem anderen vorher oder gleich-
zeitig mit der Willenserklärung, hier dem Ange-
bot der Klägerin, zugeht. Eine E-Mail gelte im 
unternehmerischen Geschäftsverkehr dann als 
zugegangen, wenn die E-Mail innerhalb der üb-
lichen Geschäftszeiten auf dem Mailserver des 
Empfängers abrufbereit zur Verfügung steht. Der 
tatsächliche Abruf und damit die Kenntnisnahme 
sei für den Zugang nicht erforderlich. Vorliegend 
sei damit der Widerruf des Angebots mit Mail vom 
14. Dezember, 9:56 Uhr verspätet gewesen. Das 
Vergleichsangebot mit E-Mail vom 14. Dezember, 
9:19 Uhr erreichte den Mailserver der Beklagten 
innerhalb der üblichen Geschäftszeiten und sei 
ihr damit zu diesem Zeitpunkt zugegangen. Mit 
der zweiten Mail konnte die Klägerin ihr Ange-
bot um 9:56 Uhr nicht mehr wirksam nach § 130 
Abs. 1 S. 2 BGB widerrufen. 

Leonhard Ost, UniCredit Bank AG
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Verjährungsbeginn – Fehlerhafte Rechtsanwendung
Zum Beginn der regelmäßigen Verjährung bei fehlerhafter Rechtsanwendung des Schuld­
ners (vorliegend: Im Hinblick auf – rechtlich unzutreffende – Angaben des Anlageberaters zur 
angeblichen Insolvenzfestigkeit des Erwerbs von Goldbarren im Rahmen einer Geldanlage).

(BGH, Urt. v. 20.10.2022. Az. III ZR 88/21, WM 2022, S. 2271 ff.)

Der Kläger nimmt den Beklagten, ein Finanz-
dienstleistungsunternehmen, auf Schadenser-
satz wegen (behaupteter) fehlerhafter Anlagebe-
ratung in Anspruch. Nach Beratungsgesprächen 
mit dem Geschäftsführer der Beklagten schloss 
der Kläger in 2014 sog. Kauf- und Lieferverträ-
ge mit der B.Stiftung über TEUR 95 in Form des 
Modells „Gold Standard“ ab. Ausweislich des 
Verkaufsprospektes der B.Stiftung sollten die 
Kunden Eigentum an Goldbarren mit einer Rein-
heit von 99,9  % erwerben, tatsächlich handelte 
es sich bei 95  % der bei der B.Stiftung lagern-
den Bestände um Falschgold und der Verbleib 
des angelegten Geldes blieb ungeklärt. Über das 
Vermögen der B.Stiftung wurde am 17.6.2015 das 
Insolvenzverfahren eröffnet. Der Kläger macht 
geltend, der GF der Beklagten habe die aus dem 
Anlageberatungsvertrag resultierenden Pflichten 
schuldhaft verletzt, indem er die Anlage als in-
solvenzfestes Sondervermögen dargestellt habe. 
Die Beklagte beruft sich auf die Einrede der Ver-
jährung. Das LG hat der am 19.11.2019 erhobe-
nen Klage stattgegeben, das Berufungsgericht 
hat das erstinstanzliche Urteil aufgehoben und 
die Klage abgewiesen. Die Revision hatte Erfolg 
und führte zur Aufhebung des angefochtenen Ur-
teils und Zurückverweisung der Sache.

Nach Auffassung des Senats habe das Beru-
fungsgericht die Verjährung der Ansprüche zu 
Unrecht bejaht. Nach § 199 Abs. 1 BGB beginnt 
die regelmäßige Verjährungsfrist des § 195 BGB, 
soweit nicht ein anderer Verjährungsbeginn be-
stimmt ist, mit dem Schluss des Jahres, in dem 
der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger 
von den anspruchsbegründenden Umständen 
und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt 
oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste. 
Im Rahmen des § 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB sei grund-
sätzlich die Tatsachen- und nicht die Rechts-

kenntnis entscheidend. Erforderlich sei, dass 
der Gläubiger um die anspruchsbegründenden 
Umstände wisse und nicht, dass er den Vorgang 
rechtlich zutreffend beurteile. In der höchstrich-
terlichen Rechtsprechung sei jedoch anerkannt, 
dass in einem Fall, in dem bei einem Schadens-
ersatzanspruch der haftungsauslösende Fehler 
in einer falschen Rechtsanwendung des Schuld-
ners liege, die Kenntnis dieser Rechtsanwendung 
als solche nicht ausreichen könne; vielmehr müs-
se der Geschädigte Kenntnis oder grob fahrläs-
sige Unkenntnis davon haben, dass die Rechts-
anwendung fehlerhaft gewesen sei. Die bloße 
Kenntnis der tatsächlichen Umstände vermöge 
dem Laien noch keine Kenntnis der Pflichtwidrig-
keit einer Handlung zu vermitteln. Dies habe das 
Berufungsgericht nicht bedacht und übersehen, 
dass beim Kläger von einer Kenntnis oder grob 
fahrlässigen Unkenntnis der anspruchsbegrün-
denden Umstände erst ab dem Zeitpunkt ausge-
gangen werden könne, zu dem er erfahren habe 
oder ihm infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt 
geblieben sei, dass die (behaupteten) Angaben 
des GF der Beklagten über die „Insolvenzfestig-
keit der Investition“ rechtlich unzutreffend waren. 
Die Kenntnis der Insolvenz der B.-Stiftung und 
des Umstands, dass der Insolvenzverwalter hin-
sichtlich der Aussonderung des erworbenen Gol-
des einen anderen Rechtsstandpunkt einnahm 
als der GF der Beklagten, genüge für die Annah-
me grober Fahrlässigkeit schon deshalb nicht, 
weil nach der Senatsrechtsprechung der Anleger, 
der bei seiner Entscheidung die besonderen Er-
fahrungen und Kenntnisse eines Anlageberaters 
oder -vermittlers in Anspruch nehme, dessen Rat-
schlägen, Auskünften und Mitteilungen besonde-
res Gewicht beimesse und es daher in der Regel 
kein grobes Verschulden gegen sich selbst dar-
stelle, wenn er ohne „dringenden Anlass“ davon 
absehe, dessen Angaben weiter zu überprüfen. 

››
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Inhalt

Kreditinstitute sind zunehmend mit spezifi schen 
Fragestellungen zum Datenschutz konfrontiert. 
Der vorliegende Sonderdruck aus dem Lose-
blattwerk „Bankrecht und Bankpraxis (BuB)“ 
behandelt diese im Rahmen einer umfas-
senden Kommentierung der Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO) und des (grund-
sätzlich nur noch subsidiären) BDSG n.F. Dabei 
werden das Verhältnis zum Bankgeheimnis 
sowie zu den steuerrechtlichen, geldwäsche-
rechtlichen und sonstigen bankaufsichtsrecht-
lichen Pfl ichten besonders berücksichtigt. Die 
Kommentierung orientiert sich in Aufbau und 
Inhalt am Aufbau der DS-GVO und den daten-
schutzrelevanten Abläufen in Kreditinstituten.

Zu den Schwerpunkten gehören die allgemei-
nen und spezifi schen gesetzlichen Grund-
lagen für die Erhebung, Verwendung und 
Übermittlung von Kundendaten, die Anforde-
rungen an Einwilligungserklärungen sowie die 
Datenschutzorganisation.

Die umfassend aktualisierte Aufl age berück-
sichtigt die DS-GVO, das BDSG n.F. sowie die 
aktuelle Rechtsprechung und Praxis der Daten-
schutzaufsichtsbehörden. Zudem werden The-
men wie Videoüberwachung, der Datenschutz 
im Internet sowie datenschutzrechtliche Fra-
gestellungen im Hinblick auf neue technische 
Entwicklungen wie neue Formen des bargeld-
losen Zahlungsverkehrs jeweils aus bankspezi-
fi scher Sicht eingehend dargestellt. Das Werk 
erläutert zudem aktuelle datenschutzrechtliche 
Herausforderungen von Kreditinstituten – etwa 
im Hinblick auf FATCA. Durch praktische Hin-
weise, Musterentwürfe und ein überarbeitetes 
Stichwortverzeichnis ist der Kommentar auch 
für nicht juristisch vorgebildete Bankmitarbeiter 
gut handhabbar.

Autor
Dr. Daniel Hoffmann ist Direktor beim Bundes-
verband deutscher Banken in Berlin.
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Unterlasse der Anleger eine Kontrolle des Be-
raters oder Vermittlers, so weise dies in erster 
Linie auf das bestehende Vertrauensverhältnis 
hin und sei deshalb für sich genommen nicht 
schlechthin unverständlich oder unentschuld-
bar im Sinne grober Fahrlässigkeit gemäß § 199 
Abs.1 Nr. 2 BGB. Dies gelte auch für beschwich-
tigende Äußerungen des Beraters oder Vermitt-
lers nach Zeichnung der Anlage. 

So liege der Fall auch hier: Da der GF der Be-
klagten auch nach Bekanntwerden der Insol-
venz der B.Stiftung beschwichtigend erklärt 
habe, das vom Kläger erworbene Gold falle in 

ein Sondervermögen und nicht in die Insolvenz-
masse, und die vom Kläger in 2015 beauftragte 
Rechtsanwaltskanzlei eine Klage gegen den In-
solvenzverwalter auf Aussonderung des Goldes 
ebenfalls als aussichtsreich erachtet habe, durf-
te auch der Kläger von dieser Rechtslage aus-
gehen, ohne grob fahrlässig zu handeln. Somit 
spreche vieles dafür, dass die Verjährung etwa-
iger Schadensersatzansprüche des Klägers frü-
hestens mit Ablauf des Jahres 2016 begonnen 
habe und durch die am 19. November 2019 er-
hobene Klage rechtzeitig gehemmt worden sei. 

Patricia Berger, UniCredit Bank AG
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Zivilrecht – Verjährung – Verzugsschaden 
1. 	 Der Anspruch auf Ersatz des infolge Verzugs eingetretenen Schadens gemäß § 280 Abs. 

1 und 2, § 286 Abs. 1 BGB unterliegt der regelmäßigen Verjährung (Bestätigung von BGH, 
Urteil vom 7. November 2014 - V ZR 309/12).

2. 	 Die Verjährung des Schadensersatzanspruchs gemäß § 280 Abs. 1 und 2, § 286 Abs. 1 
BGB erfasst auch nachträglich eintretende Schadensfolgen, die im Zeitpunkt der Entste­
hung des Anspruchs als möglich voraussehbar waren.

(BGH, Urt. v. 19.5.2022, Az. VII ZR 149, WM 2022, S. 2341 ff.)

Der Entscheidung des BGH lag der folgen-
de Sachverhalt zugrunde. Mit Bauvertrag vom 
30.1.2008 verpflichtete sich die Beklagte zur 
schlüsselfertigen Erstellung eines Einfamili-
enhauses zu einem Pauschalpreis in Höhe 
von 161.850 € brutto. Die Parteien vereinbar-
ten eine Bauzeit von drei Monaten sowie eine 
Vertragsstrafe im Falle einer von der Beklagten 
verursachten schuldhaften Überschreitung der 
Bauzeit in Höhe von 45 € pro Tag, begrenzt der 
Höhe nach auf fünf Prozent des vereinbarten 
Pauschalpreises. In der Folge kam es zwischen 
den Parteien zu Unstimmigkeiten hinsichtlich 
der Ordnungsgemäßheit der Leistungen der 
Beklagten. Nachdem die Kläger weitere Ab-
schlagsrechnungen über insgesamt 100.347 € 
nicht beglichen hatten, stellte die Beklagte ihre 
Arbeiten ein. Die Kläger setzten der Beklagten 
mit anwaltlichem Schreiben vom 14.8. 2008 er-
folglos eine Frist zur Wiederaufnahme der Ar-
beiten bis zum 20.8.2008 und zur mangelfreien 
Fertigstellung der Arbeiten bis zum 5.9.2008. 
Zugleich kündigten sie für den fruchtlosen Ab-
lauf der Frist an, der Beklagten den Auftrag zu 
entziehen und ein anderes Unternehmen zu be-
auftragen. 

Die Beklagte hingegen machte die offenen Ab-
schlagsrechnungen daraufhin in einem ander-
weitigen Prozess gegen die Kläger geltend. Die-
se Klage wurde jedoch mit Urteil vom 14.3.2013 
abgewiesen, da die erbrachten Bauleistungen in 
erheblicher Weise mangelhaft waren.  

Mit anwaltlichem Schreiben vom 28.3.2013 er-
klärten die Kläger schließlich den Rücktritt vom 
Bauvertrag. Mit ihrer am 9.3.2017 eingereichten 

Klage haben die Kläger sodann die Rückzahlung 
einer Überzahlung, Schadensersatz sowie die 
Zahlung einer Vertragsstrafe geltend gemacht 
und beantragt, die Beklagte im Umfang von ins-
gesamt 166.356,73 € zur Zahlung zu verurteilen. 
Mit dieser Klage war der Kläger nur im Hinblick 
auf einen Teilbetrag erfolgreich. Soweit der 
Kläger Erstattungsansprüche für die Küchen-
einlagerung, verauslagte Bereitstellungszinsen 
sowie Nutzungsentgang als Verzugsschaden-
geltend machte, wurde er von den Vorinstanzen 
nicht gehört, da man dort der Auffassung war, 
etwaige Ansprüche § 280 Abs. 1 und 2, § 286 
Abs. 2 Nr. 2, § 249 Abs. 1 BGB wären bereits 
nach § 214 BGB verjährt. Maßgeblich hierfür 
soll die Regelung in § 217 BGB sein, wonach 
mit dem Hauptanspruch (hier: Bau und Fertig-
stellung des Hauses) auch die von ihm abhängi-
gen Nebenleistungen verjähren und zwar auch 
dann, wenn die für diese Ansprüche geltende 
besondere Verjährung noch nicht eingetreten 
sei. Dies erfasse nach Ansicht des Berufungs-
gerichts insbesondere etwaige Ansprüche auf 
Schadensersatz aufgrund eines Verzugs mit der 
Erfüllung der Hauptforderung, selbst wenn der 
Verzugsschaden (vollständig) erst nach Ablauf 
der Verjährungsfrist beziffert werden könne. Der 
werkvertragliche Erfüllungsanspruch im Zusam-
menhang mit einer Bauleistung soll entgegen 
anderer in der Literatur vertretener Auffassun-
gen auch dann der regelmäßigen Verjährung 
binnen drei Jahren zu unterwerfen sein, wenn er 
sich auf eine Beseitigung von während der Her-
stellungsphase aufgetretenen Mängeln richte. 

Der geltend gemachte Anspruch auf Vertrags-
strafe wurde vom Berufungsgericht ebenfalls als 

››
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verjährt angesehen. Dieser Anspruch teile zwar 
nicht automatisch das Schicksal des Hauptan-
spruchs, gleichwohl sei im konkreten Fall für 
den Verjährungsbeginn auf die Fälligkeit des 
Herstellungsanspruchs abzustellen.

Das Berufungsgericht hat die Revision wegen 
grundsätzlicher Bedeutung und zur Fortbildung 
des Rechts hinsichtlich der Frage zugelassen, 
ob ein Erfüllungsanspruch vor dem Nacher-
füllungsanspruch verjähren könne. Es hat au-
ßerdem ausgeführt, dass die bei einer abwei-
chenden Entscheidung des Revisionsgerichts 
entscheidungserheblich werdende Frage, ob 
auch hinsichtlich der Vertragsstrafe von ei-
nem Gleichlauf der Verjährung auszugehen ist, 
ebenfalls von grundsätzlicher Bedeutung sei 
und Rechtsfortbildungsbedarf begründe.

Der BGH kommt im Rahmen seiner Überprü-
fung des Berufungsurteils zu dem Ergebnis, 
dass die Beklagte sowohl hinsichtlich der von 
der Klägerin geltend gemachten Schadenser-
satzansprüche wegen Verzugs der Beklagten 
mit der Herstellung der Leistung (dazu unter a) 
als auch gegenüber dem Anspruch auf Zahlung 
einer Vertragsstrafe (dazu unter b) berechtigter-
weise die Einrede der Verjährung erhoben habe 
(§ 214 Abs. 1 BGB).

a) Ein Schadensersatzanspruch entstehe nach 
Auffassung des BGH grundsätzlich einheitlich 
auch für die erst in Zukunft entstehenden, ad-
äquat verursachten, zurechenbaren und vor-
aussehbaren Nachteile, sobald irgendein Teil-
schaden entstanden sei und gerichtlich geltend 
gemacht werden könne. Der Schadenseintritt 
bestimme sich bei mehreren Schadensfolgen 
für die Zwecke des Verjährungsrechts anhand 
des Grundsatzes der Schadenseinheit. Danach 
gelte der gesamte Schaden, der auf einem be-
stimmten einheitlichen Verhalten beruht, bereits 
mit der ersten Vermögenseinbuße als eingetre-
ten, sofern mit den einzelnen Schadensfolgen 
bereits beim Auftreten des ersten Schadens 
gerechnet werden könne. Die Verjährung des 
Schadensersatzanspruchs erfasse auch sol-
che nachträglich eintretenden Schadensfolgen, 
die im Zeitpunkt der Entstehung des Anspruchs 
als möglich voraussehbar waren. Zur Hemmung 
der Verjährung, die mit dem früheren Schadens

eintritt begonnen habe, sei die Erhebung einer 
Feststellungsklage erforderlich. Trete eine als 
möglich voraussehbare Spätfolge ein, werde für 
sie keine selbständige Verjährungsfrist in Lauf 
gesetzt. Dem Geschädigten sei es in aller Regel 
zuzumuten, sich schon aufgrund der Kenntnis 
von der haftungsbegründenden (Erst-)Schädi-
gung durch eine Feststellungsklage bezüglich 
aller weiteren Schadensfolgen gegen Verjäh-
rung zu sichern.

Die mit der Klage geltend gemachten Erstat-
tungsansprüche für Kosten einer Kücheneinla-
gerung, für verauslagte Bereitstellungszinsen 
und für infolge des Verzugs geleistete Mietzah-
lungen sowie der Entschädigungsanspruch we-
gen eines Nutzungsentgangs sollen bereits im 
Jahr 2008 entstanden sein, weil ein Teilschaden 
hinsichtlich dieser Schadenspositionen bereits 
im Jahr 2008 eingetreten sei. Bei den fortlau-
fenden Aufwendungen für die Zahlung der Mie-
te und die Zahlung von Bereitstellungszinsen 
sowie den Aufwendungen für die Einlagerung 
der Küche handele es sich um nicht völlig unge-
wöhnliche, sondern erwartbare Folgen der ver-
späteten Fertigstellung des Bauvorhabens. Die 
Klägerin hätte diese Ansprüche bereits im Jahr 
2008 klageweise geltend machen können; die 
zukünftig entstehenden Schäden hätten zumin-
dest zum Gegenstand einer Feststellungsklage 
gemacht werden können.

Ohne Erfolg machte der Kläger in der Revision 
geltend, es habe nach Ablauf der dreimonatigen 
Bauzeit nicht festgestanden, ob die Beklagte 
ihre Unterlassung fortsetzen und dem vertrag-
lichen Erfüllungsanspruch der Kläger dauerhaft 
nicht nachkommen werde, die Verjährung könne 
daher nicht beginnen, solange der Eingriff noch 
andauere. Die von der Revision herangezoge-
ne Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 
(BGH, Urteil vom 18.9.2018, II ZR 152/17) soll 
hier indes nicht einschlägig sein. Sie betrifft das 
Entstehen eines Schadensersatzanspruchs, 
der auf ein pflichtwidriges Unterlassen gestützt 
wird. Darum gehe es im vorliegenden Fall nicht. 
Der auf den Verzug der Beklagten mit der Her-
stellung der vertraglichen Leistung gestützte 
Schadensersatzanspruch der Klägerin beru-
he nicht auf einem pflichtwidrigen Unterlassen 
der Beklagten, sondern auf einer Verzögerung 

››
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des Leistungserfolgs, die mit der Fälligkeit des 
zugrundeliegenden Anspruchs auf Herstellung 
des Einfamilienhauses eingetreten sei. Die 
fortdauernde Nichterfüllung einer Verpflichtung 
trotz Fälligkeit stelle keine Dauerhandlung dar, 
da der Anspruch auf Erfüllung der Verpflichtung 
ansonsten niemals verjähren würde.

b) Der BGH bestätigte auch die Rechtsauffas-
sung des Berufungsgerichts wonach die Ver-
jährung des Anspruchs auf die Vertragsstrafe 
gemäß §§ 195, 199 Abs. 1 BGB spätestens mit 
Ablauf des Jahres 2009 begonnen habe und 
am 31.12.2012 abgelaufen sei. Entgegen der 
Auffassung des Klägers könne der Anspruch 
auf die Vertragsstrafe verjähren, bevor sich der 
eigentliche Erfüllungsanspruch in einen Nach-
erfüllungsanspruch umgewandelt habe. Die 
Verjährung des Nacherfüllungsanspruchs sei 
für die Verjährung des Anspruchs auf Zahlung 
einer Vertragsstrafe ohne Bedeutung. 

Dr. Christian Wulfers, UniCredit Bank AG
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